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Unsicherheiten in Europa

Schon seit den Anfängen der EU stellt 
die Gemeinsame Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik (GSVP) das schwächste 
Glied des europäischen Integrationspro-
zesses dar. Während vor allem die wirt-
schaftliche Zusammenarbeit der Mit-
gliedstaaten durch die Gründung einer 
Wirtschafts- und Währungsunion rela-
tiv zügig vorangetrieben wurde, kommt 
die Vergemeinschaftung der Außen- und 
Sicherheitspolitik hingegen nur schlep-
pend voran. Nach wie vor stehen natio-
nale Interessen und sicherheitspolitische 
Autonomiegedanken möglichen Souve-
ränitätsverzichten in diesen für Natio-
nalstaaten sensiblen Politikfeldern ent-
gegen. Nachdem die Eurokrise lange 
Zeit die Agenda in Brüssel bestimmte, 
rückten zuletzt eine Vielzahl von Kon-
flikten die GSVP in den Fokus der politi-
schen Debatte: die Ukrainekrise und 
Russlands völkerrechtswidrige Annexi-
on der Krim, die Brennpunkte im Mittle-

/// Einführung

ren Osten und die daraus resultierende 
Flüchtlingswelle sowie zuletzt die Ter-
roranschläge von Paris am 13. Novem-
ber 2015. Derartige Ereignisse und Ent-
wicklungen führen uns immer wieder 
die Fragilität der europäischen Sicher-
heitsordnung vor Augen. Es scheint, 
dass Krisen in der heutigen Zeit „zum 
neuen Normalzustand“1 geworden sind, 
dass Europa in vielen Bereichen von Un-
sicherheiten statt Sicherheit geprägt ist. 

Nach Ende der jahrzehntelangen, 
aber vergleichsweise überschaubaren 
Blockkonfrontation stehen die Länder 
Europas nun vor einer ungemeinen Viel-
falt an sicherheitspolitischen Herausfor-
derungen. So wird die regionale Stabili-
tät durch fragile Staatlichkeit an den 
Außengrenzen der EU gefährdet. Nicht-
staatliche Akteure der internationalen 
organisierten Kriminalität und des Ter-
rorismus, die nur schwer zu lokalisieren 
sind, lassen die Grenzen zwischen inne-
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rer und äußerer Sicherheit immer mehr 
schwinden. Darüber hinaus sehen sich 
Staaten zunehmend mit neuen, hybri-
den Formen der Konfliktaustragung 
konfrontiert, denen sie nicht mit rein 
konventionellen Maßnahmen begegnen 
können. Zudem sind diese Sicherheitsri-
siken in den Kontext der fortschreiten-
den Globalisierung eingebettet, so dass 
sich Einzelstaaten ihnen nicht mehr 
ohne Weiteres entziehen können. 

Angesichts der diffusen Herausfor-
derungen lassen sich innerhalb der EU 
verschiedene Grade der Betroffenheit 
und somit unterschiedliche Bewertun-
gen der Sicherheitsbedrohungen feststel-
len, die einen gesamteuropäischen Lö-
sungsansatz erschweren. So sind bei-
spielsweise die EU-Mitgliedstaaten fak-
tisch in unterschiedlichem Maße von 
der Flüchtlingskrise betroffen, genauso 
wie die Bedrohungsperzeption ange-
sichts der russischen Aggressionspolitik 
in den mittel- und osteuropäischen 
Staaten historisch bedingt stärker als in 
westeuropäischen Ländern ausgeprägt 
sein dürfte. Aus diesem Grund warnen 
Kempin und Scheler zu Recht vor einer 
„thematischen“ und „geographischen“ 
Spaltung der EU in sicherheitspoliti-
schen Belangen, die die Bemühungen 
um eine Vertiefung der gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik bremsen, 
wenn nicht gar zurückwerfen könnte.2

Dabei sind bis heute durchaus nen-
nenswerte Fortschritte der Integration 
feststellbar. So attestiert Anja Opitz in 
ihrer Bestandsaufnahme der gegenwär-
tigen GSVP im nachfolgenden Beitrag, 
dass die EU bereits über geeignete Inst-
rumente und Mechanismen des interna-
tionalen Krisenmanagements verfüge 
und darüber hinaus erfolgreiche Einsät-
ze zur Deeskalation und Stabilisierung 
in benachbarten Krisenregionen durch-

führe. Nichtsdestoweniger moniert sie 
fortdauernde Mängel in der Koordinie-
rung und Zuordnung von Kompetenzen 
unter den Mitgliedstaaten, die im Lichte 
der Vielschichtigkeit der zu lösenden 
Konflikte schwer ins Gewicht fallen.

Doch wo möchten wir hin? Ist eine 
vertiefte Zusammenarbeit in der Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik über-
haupt erwünscht bzw. erstrebenswert? 

Die Flüchtlingskrise ließ zuletzt erheb-
liche Zweifel an einem gemeinsamen 
europäischen Solidaritätsgedanken auf-
kommen. Großbritanniens Premiermi-
nister David Cameron verlangt, die EU 
mit dem Ziel einer schwächeren Union 
und gleichzeitiger Stärkung der natio-
nalen Parlamente zu reformieren – an-
dernfalls stellt er den Brexit als mögli-
ches Szenario in Aussicht. Und generell 
wird eine tiefere Integration in diesen 
Bereichen oftmals mit Verweis auf die 
NATO als primäres Verteidigungs-
bündnis abgelehnt. Doch gerade das 
transatlantische Verhältnis könnte in 
den Augen von Florian Hahn, der im 
nächsten Beitrag für eine engere sicher-
heitspolitische Gemeinschaft wirbt, im-
mens von einer international geschlos-
sen und autonom auftretenden EU pro-
fitieren. Zwar habe Europa im Zuge der 
Ukrainekrise ein bemerkenswertes 
Maß an Einigkeit an den Tag gelegt und 

Die gemeinsame Außen- und Sicher-
heitspolitik der EU wird durch unter-
schiedliche Prioritäten erschwert.
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könne auch im Praxistest, z. B. in der 
Pirateriebekämpfung, beachtliche Er-
folge aufweisen, doch bleibe vieles an 
Potenzial in Form von Einsparungen 
und Effektivitätssteigerungen unge-
nutzt – sei es aufgrund fehlender ge-
meinsamer Standards, ungenügender 
finanzieller Mittel oder des schlichten 
Mangels an politischem Willen. 

Dass Europa in Zukunft noch mehr 
an einem Strang ziehen muss, hält auch 
Stephan Bierling fest, der in seiner Beur-
teilung der EU als außenpolitischer Ak-
teur ein eher kritisches und pessimisti-
sches Urteil trifft. Gemessen an den ge-
genwärtigen Herausforderungen und 
Entwicklungen wie Amerikas strategi-
scher Hinwendung gen Asien und die 
Verschiebung der globalen Machtver-
hältnisse, werde Europa immer mehr an 
geopolitischem Einfluss verlieren, sollte 
man diesem Trend in den europäischen 
Hauptstädten nicht gemeinsam entge-
genwirken.

Es ist unwahrscheinlich, dass sich 
der Zustand der sicherheitspolitischen 
Unsicherheiten, in dem sich Europa der-
zeit befindet, in absehbarer Zeit ändern 
wird. Doch erste Zeichen aus Brüssel 
wie der Vorstoß von EU-Kommissions-
präsident Jean-Claude Juncker, eine ge-
samteuropäische Armee ins Leben zu 
rufen, lassen erahnen, dass diese Unsi-

cherheiten nicht nur als Bedrohung, 
sondern auch als Chance für die Weiter-
entwicklung der EU angesehen werden 
können. Angesichts der globalen Ent-
wicklungen und dem gewachsenen Be-
wusstsein für die Interdependenz der 
Herausforderungen könnten diese Kri-
sen als Katalysator für Integration die-
nen. Ob diese Gelegenheit jedoch von 
den 28 Mitgliedstaaten gleichermaßen 
gewünscht und wahrgenommen wird, 
bleibt abzuwarten.
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Für eine gesamteuropäische
Lösung sind die Interessen
derzeit zu UNTERSCHIEDLICH.




